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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Im Herbst begann die kleine Kammer als Erstrat mit der Lesung zur Teilrevision des
Bundesgesetzes über den unlauteren Wettbewerb (UWG). Die Schaffung von
Rechtsgrundlagen für die Zusammenarbeit mit ausländischen
Lauterkeitsaufsichtsbehörden und die Stärkung der Rechtsdurchsetzung waren
unbestritten. In den Detailberatungen zum materiellen Lauterkeitsschutz hingegen
wurden zwei breiter diskutierte Anträge gestellt. Angenommen wurde schliesslich der
Vorstoss Savary (sp, VD). Er will die Missachtung von Telefonbuch-Vermerken für die
Unterlassung von Werbeanrufen (mit einem Stern gekennzeichnete Nummern), als
missbräuchlichen Tatbestand in den Katalog unlauterer Werbemethoden aufnehmen.
Der Antrag Frick (cvp, SZ) hingegen, Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) nach
bestehendem Recht lauterkeitsrechtlich weiterhin nur unter dem Tatbestand der
Irreführung zu beurteilen, wurde abgelehnt. In Übereinstimmung mit dem Bundesrat
wünscht sich der Ständerat künftig die Möglichkeit einer offenen und freien – auch
inhaltlichen – gerichtlichen Beurteilung von AGB nach den Regeln von Treu und
Glauben. In der Schlussabstimmung wurde der Revisionsentwurf einstimmig
angenommen und damit zur Beurteilung an den Zweitrat überwiesen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2010
SUZANNE SCHÄR

1) AB SR, 2010, S. 929 ff.; BaZ, 30.9.10; NZZ, 30.9.10.
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